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Sachgebiet 612 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Rollmann, Spilker, Gewandt 
und Genossen 


betr. Heizölsteuer 


Die geltende Heizölsteuer läuft am 30. April 1971 aus. Die mit- 
telfristige Finanzplanung der Bundesregierung hat das Heizöl- 
steueraufkommen bis zum Jahre 1974 dagegen als Einnahme 
berücksichtigt. Es ist aber zweifelhaft, ob eine Weitererhebung 
der Heizölsteuer aus energie-, konjunktur- und strukturpoliti- 
schen Gründen sowie aus Gründen der politischen Glaubwürdig- 
keit überhaupt noch vertretbar ist. 


Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Hält die Bundesregierung eine Verlängerung der Heizöl- 
steuer über den 30. April 1971 hinaus für erforderlich? Wenn 
ja, befürwortet sie wenigstens einen etappenweisen Abbau 
der Steuer? 

2. Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß es energiepoli- 
tisch verfehlt ist, die Heizölsteuer zu verlängern, 

a) da eine weitere positive Absatzentwicklung der Stein- 
kohle und damit ihre anhaltende Knappheit zu erwarten 
ist und somit die Steinkohle einer flankierenden Hilfe 
durch die künstliche Verteuerung des Heizöls nicht mehr 
bedarf, 

b) da die Entwicklung zu den modernen Energieträgern 
Heizöl, Erdgas und Kernenergie ohnehin mit einer Be- 
nachteiligung nur eines dieser Träger, des Heizöls, nicht 
aufgehalten werden kann und soll, 

c) da die Heizölsteuer das Heizöl im Wettbewerb mit Erd- 
gas und Kernenergie einseitig benachteiligt? 

3. Wäre es nach Ansicht der Bundesregierung nicht konjunk- 
turpolitisch erforderlich, die Heizölsteuer abzubauen, 

a) weil dadurch der Anstieg der Heizölpreise verhindert 
werden kann, 

b) da die Heizölsteuer zu einer künstlichen Verteuerung der 
Strompreise beiträgt, 
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c) da die Heizölsteuer zu einem direkten und indirekten 
Anstieg der Lebenshaltungskosten der privaten Ver- 
braucher führt und damit auf dem Wege über verstärkte 
Lohn- und Gehaltsforderungen weitere Preissteigerungs- 
tendenzen fördert? 

4. Wirkt sich nach der Meinung der Bundesregierung die Heiz- 
ölsteuer nicht strukturpolitisch nachteilig aus, da der Heiz- 
ölanteil am Energiemarkt in revierfemen Gebieten über- 
proportional ist, damit diese Gebiete stärker benachteiligt 
und somit eine Angleichung der Wirtschaftskraft in den 
einzelnen Bundesländern hemmt? 

5. Hält die Bundesregierung nicht einen Abbau der Heizöl- 
steuer, insbesondere der Abgabe für schweres Heizöl, im 
Hinblick auf die geplante Harmonisierung der Steuerbela- 
stung in den EWG-Ländern für erforderlich, da die Heizöl- 
abnehmer in der Bundesrepublik Deutschland erheblich stär- 
ker belastet sind als in den anderen EWG-Ländern? 

6. Ist eine Verlängerung der Heizölsteuer aus Gründen der 
politischen Glaubwürdigkeit überhaupt vertretbar, da die 
Heizölsteuer als vorübergehende Maßnahme eingeführt 
wurde und trotzdem nach Verlängerungen von 1963 und 
1967 nun schon zehn Jahre besteht? 
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